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DRAUFHAUEN UND WEGSPERREN!
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2007.3 Dass aus einer solchen einzelnen Tat in kurzer Zeit eine all-
gegenwärtige Bedrohung wird, dürfte auf den politisch-medialen
Verstärkerkreislauf zurückzuführen sein, der schnell vergleichbare
Fälle "aufdeckt", und so das singuläre Ereignis zu einem gesellschaft-
lichen Phänomen stilisiert.4 Schon diese Herangehensweise ist höchst
fragwürdig, wenn es darum geht gesellschaftliche Realitäten darzu-

stellen und zu diskutieren. Doch auch die der Debatte zu
Grunde liegenden Prämissen halten einer Überprüfung an-
hand kriminologischer Befunde nicht stand.

1. Jugendkriminalität ist ubiquitär
Ubiquitär meint allgegenwärtig und will zum Ausdruck brin-
gen, dass das Phänomen Jugendkriminalität in allen gesell-

schaftlichen Schichten zu finden ist. Verfehlungen im Jugendalter
sind gewissermaßen notwendiger Bestandteil des Reifeprozesses und
somit völlig normal. Eher ungewöhnlich ist es, wenn Jugendliche
keine Normbrüche begehen.5

Statistisch gesehen ist dementsprechend die Kriminalitätsbela-
stung im Jugendalter besonders hoch. Sie erreicht ihren Höhepunkt
bei etwa 18 Jahren, nimmt dann aber im Laufe der Zeit wieder deut-
lich ab. Zu der Ubiquität kommt also eine Episodenhaftigkeit. Die
meisten der im Jugendalter strafrechtlich erfassten Personen werden
früher oder später nicht mehr rückfällig. Dieses Phänomen wird auch
als "Aging out" bezeichnet.6

2. Jugendkriminalität ist Bagatellkriminalität
Entgegen der weit verbreiteten Vorstellung, die Jugend würde immer
brutaler, skrupelloser und gefährlicher, gibt es keine Studie, die einen
solchen Befund belegen würde. Diese Vorstellung nährt sich aus der
Betrachtung einzelner Fälle7 und ist nicht etwa auf empirische Un-
tersuchungen gestützt. Jugendkriminalität ist weiterhin größten Teils
im Bagatellbereich anzusiedeln, die Höhe des angerichteten Schadens
ist deutlich geringer als im Bereich der von Erwachsenen begangenen
Delikte.8

3. Jugendarrest ist kontraproduktiv
Im Jugendstrafrecht gibt es als mögliche Sanktionsformen die Erzie-
hungsmaßregeln (§§ 9 ff. Jugendgerichtsgesetz [JGG]), die Zucht-
mittel (§§ 13 ff. JGG) und die Jugendstrafe (§§ 17 ff. JGG). Die
Maßregeln gelten als die mildeste und die Jugendstrafe als die gravie-
rendste Sanktionsform. Die Zuchtmittel, zu denen neben der Verwar-
nung (§ 14 JGG) und den Auflagen (§ 15 JGG) auch der Jugendar-
rest (§ 16 JGG) gehört, stellen in dieser Sanktionentrias die mittlere
Ebene dar. Jugendarrest bedeutet eine kurzfristige, bis zu vier Wochen
dauernde stationäre Unterbringung in einer gesonderten Vollzugsan-
stalt. Diese von den Nazis geschaffene Sanktionsform zeichnet sich
vor allem durch erschreckend hohe Rückfallquoten von zum Teil über
80 % aus.9 Im Sinne der Spezialprävention ist der Jugendarrest also
eindeutig als kontraproduktiv zu bewerten.

Derzeit ist immer wieder die Forderung nach einem so genann-
ten Warnschussarrest zu hören. Abgesehen davon, dass diese Bezeich-

Die Protagonist_innen setzten dabei auf ein vermeintlich hohes
Angstgefühl sowie ein gesteigertes Sicherheitsbedürfnis in Teilen der
Bevölkerung. An welchem Gegenstand diese populistische Politik
sich dann abarbeitet, scheint beliebig. Mal sind es die Ausländer_
innen in den 90er Jahren, damals war die so genannte Organisierte
Kriminalität ganz hoch im Kurs, und heute sind wieder die Jugend-
lichen an der Reihe. Angestoßen wurde die Diskussion durch die Re-
formvorschläge der CDU zum Jugendstrafrecht Anfang dieses Jah-
res.2 Völlig willkürlich ist die Auswahl des Gegenstandes natürlich
nicht. Als willkommener Anlass diente ein Überfall zweier Jugendli-
cher auf einen Rentner in der Münchener U-Bahn Ende Dezember

Mehr Sicherheit, mehr Überwachung, härtere Strafen! Um
diese drei Kernforderungen dreht sich das breite Reper-
toire einer Law & Order Politik1, die sich vor allem in

Wahlkampfzeiten in der politischen Debatte immer wieder be-
sonderer Beliebtheit erfreut.
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nung irreführend ist - ein Arrest als "Warnschuss" ist nach der der-
zeitigen Gesetzeslage bereits möglich und wird auch von der Praxis in
der Regel als ein solcher "short-sharp-shock" angewandt - geht es
wohl eher darum, dass Jugendarrest zukünftig auch neben einer Ju-
gendstrafe verhängt werden soll.10 Bisher verbietet das § 8 II JGG und
legt den Grundsatz der Einspurigkeit stationärer Maßnahmen fest.11

Aus erzieherischen Gesichtspunkten würde eine solche Sanktions-
form auch äußerst widersprüchliche Signale ausstrahlen. Denn wie
soll einem Jugendlichen vermittelt werden, dass seine Strafe zwar zur
Bewährung ausgesetzt, er dann aber dennoch "zumindest ein biss-
chen" eingesperrt wird?

4. Keine Abschreckung durch "Härtere Strafen"
Auch der Ruf nach härteren Strafen für Jugendliche wurde mal wie-
der laut. Dabei ist etwa die Forderung nach der Herabsetzung der
Strafmündigkeit oder nach einer Erhöhung der Höchstdauer der Ju-
gendstrafe von 10 auf 15 Jahre nichts Neues.12 Diesen Vorschlägen
liegt die Annahme zu Grunde, Strafen würden abschreckend wirken.
Demnach müsste eine höhere Straferwartung für eine bestimmte Per-
sonengruppe zu einer geringeren Kriminalitätsbelastung dieser Perso-
nengruppe führen. Zumindest für den Bereich der Jugendkriminali-
tät - wohl aber auch für viele Bereiche der Erwachsenenkriminalität -
ist diese Aussage jedoch nicht zutreffend. Als Jugendkriminalität be-
werteteTaten zeichnen sich häufig durch spontanes, wenig durchdach-
tes Handeln aus. In solchen Situationen denken Jugendliche typischer
Weise nicht über die Konsequenzen ihres Handelns nach. Härtere
Sanktionsandrohungen würden Jugendlichen folglich nicht abschrek-
ken und somit auch nicht zu einem Sinken der Kriminalität führen.13

Dunkelfelduntersuchungen belegen hingegen, dass sich im Be-
reich der Jugendkriminalität bei einem Großteil der Betroffenen im
Laufe der Zeit eine Spontanbewährung einstellt, also ein Absehen von
weiteren Tatbegehungen, auch ohne strafrechtliche Sanktion auf vor-
herige Taten.14 Demnach wäre in den meisten Fällen eher ein Abse-
hen von Strafe als eine Strafschärfung indiziert.

5. Das Konstrukt der "Ausländerkriminalität"
"Ausländerkriminalität" ist ein gesellschaftlich erzeugtes Konstrukt
und kein empirisch belegbares Phänomen. Vermischt mit der Forde-
rung nach härterem Durchgreifen gegenüber Jugendlichen drohen wie
so oft Migrant_innen Opfer einer rassistischen Politik zu werden. Ge-
meint ist die Forderung "kriminelle Ausländer […] bei einer Gefäng-
nisstrafe von mehr als einem Jahr zwingend auszuweisen".15 Dass Po-
litiker wie Roland Koch damit das Wahlkampfniveau der NPD errei-
chen, wie Stephan Kramer, Generalsekretär des Zentralrats der Juden,
treffend feststellt,16 ist zwar skandalös, soll an dieser Stelle aber nicht
weiter thematisiert werden.

Abgesehen von den allgemeinen Bedenken gegenüber der Aussa-
gefähigkeit von Kriminalitätsstatistiken in Deutschland seien hier die
beiden wichtigsten Einflussfaktoren auf einen prozentual höheren An-
teil von als Ausländer_innen bewerteten Personen in der Polizeilichen
Kriminalstatistik (PKS) genannt. Zum einen werden von der PKS
auch Verstöße gegen ausländerrechtliche Bestimmungen erfasst, die
nur von Nicht-Deutschen begangen werden können. Zum anderen
müssen weitere kriminogene Faktoren mit einbezogen werden: So ist
der Anteil jugendlicher, männlicher Personen, die in städtischen Bal-
lungsräumen wohnen, bei Nicht-Deutschen deutlich höher. Bei einer
entsprechenden Vergleichsgruppe junger, männlicher, deutscher Be-
wohner städtischer Ballungsräume ist ebenfalls eine höhere Krimina-

litätsbelastung zu verzeichnen. Von der Korrelation (Nicht-Deutsch -
strafrechtlich erfasst) kann also nicht auf eine Kausalität geschlossen
werden.17

Untersuchungen, welche die Zahlen der PKS um die entsprechen-
den Faktoren bereinigen, kommen zu dem Ergebnis, dass Nicht-Deut-
sche je nach Studie entweder etwa in gleichem Maße oder tendenziell
sogar weniger strafrechtlich erfasst werden. Höhere Kriminalitätsbe-
lastungsziffern bei Ausländer_innen sind also weniger ein empirischer
Befund bezüglich der tatsächlichen Kriminalitätsbelastung als ein
Indiz für die rassistische Zuschreibung durch die Polizei.18

Repressive Sozialkontrolle
Hoffentlich bleibt wenig übrig von den Zielen das Jugendstrafrecht zu
verschärfen. Die Einsicht und Besonnenheit vieler Wissenschaftler-
und Praktiker_innen scheint zu beruhigen.19 Allerdings sind Zweifel
angebracht, ob eine solch nüchterne Betrachtungsweise überhaupt ge-
wünscht ist, oder ob nicht eine solche Politik ein ganz anderes Ziel vor
Augen hat: nicht Prävention sondern eine zunehmend repressive So-
zialkontrolle im Sinne eines governing through crime.

Einar Aufurth studiert an der FU Berlin im Schwerpunkt Krimi-
nologie und Jugendstrafrecht.
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